
NEPAL

Hat die Demokratiebewegung schon gesiegt?
- Hintergründe zum Kampf der Massen gegen die Hiidumonarchie -

Ser! den 19. April 199o besitzt ihpal rieder eine Parteienregierung. Die neue Regierung
uird von Krishna Prasad Bhattarai, den arrtierenden VorsitzenJen deJ'ilepa1i Congft"".,-
geführt. Seinenr Kabinett gehören 1o ueitere llinister an, darunter auch Frau Sahäna
Pradhan, die Vorsitzende der 'ütited Leftist Front' soyie Professor liathura prasad
Shrestha, der Vorsitzende des 'Fonm for hesbion of Huran Rigtrs llepal'. Der llieder-
zulassung der politischen Parteien am 8. April uaren zunächst räne Veriandlungen ge-
fotgt, ehe_König Birendra am 16. April_denr tlruck des Volkes nachgab, das eancf,ayaö-
Systar aufldste und die Bildung einer Übergangsregierung zulieB.-Jüzt soII innerhalb
Iol_9o Tagen eine neue Verfassung ausgearteität wärden.-Angestrebt werden denokratische
l{ahlen binnen eines Jahres. Betont hat die neue Regierung, sie rolle das angespannte
VerhäItnis zu Indien verbessern. thgektärt ist yeiier Oiä Roffe von König girendra, dem
die an_der Regierung beteiligten Parteien nur noch eine konstitutionelle AufgaUe mit
beschränkter llacht zuerkennen rollen. Der Beitrag von KarI Heinz Krämer gibt auch
wichtige llintergrundinformationen, ohne die die Entyicklungen in thpal während der
Ietzten llonate nicht zu yerstehen sind.

Proteste der Bevö]kerung in Kathmandu werden niedergeknüppe1t (Foto: sAB)

Bereits seit dem 18. Februar hatten in Neoal erneut
Tausende für Demokratie und llenschenrechte demon-
striert (siehe auch Chronologie: Nepals lrleg zur Demo-
kratie). Träger dieser Demokratiebewegung war das
Koordinationskomitee des 'l,lepali Congress' und der
rUnited Leftist Front', in dem sieben Linksoarteien
zusarrrnengeschlossen sind. Ihre gemeinsame politische
Forderung, dle nunmehr erfüIlt wurde, war die l{ieder-
einführung eines l,,lehrpartelensystems in i,lepal. paral-
Iel dazu setzte sich eine regierungsunabhängige Men-

schenrechtsorganisation, das 'Forr-rn for protection of
human rights Nepal' (FOPruR) für die Beachtung der
Menschenrechte ein. Gerade im Zusarmenhang mit der
jüngsten Demokratiebewegung ist es irmer wieder zu
äußerst gravierenden Verletzungen der fundamentalsten
l,lenschenrechte durch die nepalische Regierung gekom-
men.

Anders als in der Vergangenheit hatten sich bei den
jüngsten Protesten welte Teile der Bevölkerung aus
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allen Landestellen - vom Tarai bis zr,m Hochgebirge -
an den Protestaktionen beteiligt. ungeachtet dieser
l',lassenbetei ligung versuchten Regierung und Pollzei
die Eewegung durch Gewalt zu unterdrücken. Das Ergeb-
nLs waren viele Toten und Verletzten. Seit Jenen
18. Februar sind in Nepal auch täglich Polit iker,
Studenten, Schriftsteller, Arzte, Lehrer und Anrlälte
verhaftet worden. Insgesamt sollen in den vergangenen
Wochen etna 2o.ooo Personen wil lkürllch lnhaftiert
worden sein.

Auch nachdem einige Staaten an die nepalische Regie-
rung appelliert hatten, die Bewegung für Demokratle
und l,lenschenrechte in Nepal nicht zu unterdrücken,
wurde die Getaltpolit ik fortgesetzt. Trotzdem liegen
sich die flassen nicht entmutigen. Im Gegenteil: Ende
März nahmen die Demonstrationen und Streiks ein derar-
tiges Ausmaß an, daß selbst Reglerungsangehörige ins
Oppositionslager überwechselten. Dle nepalische Regie-
rung hatte derweil im Volk alle GLaubwürdigkeit verlo-
ren und machte sich durch lGßnahmen wie die Regierungs-
unbildung vom l. April nur lächerlich. Vier Tage spä-
ter gab dann König Birendra dem Druck der flassen erst-
mals nach und entließ das gesamte Marich Man Singh
Shrestha-Kabinett und ernannnte einen neuen, nur vier-
köpfigen Mi.nisterrat, aus dem Lokendra Bahadur Chand
als neuer Premierminister und Pashupati Shamsher Rana
als Außenminister besonders zu erwähnen slnd. Lo-
kendra Bahadur Chand hatte l98f zum ersten und bisher
einzigen MaI einen Premierminister, Surya Bahadur
Thapa, durch ein Mißtrauensvotr-rm innerhal-b des Parla-
ments zu FaIl gebracht. Diese Mäglichkeit eines Miß-
trauensvotums war erst nach dem zweifelhaften Referen-
dum über dle Beibehaltung des panchayat-Systems mit
der drltten Verfassungsänderung von lggo in der Ver-
fassung verankert worden. Bis dahin war eine Verant-
wortung des Ministerrats gegenüber dem parlament in
Nepal unbekannt.

Die oppositionellen Kräfte waren jedoch mlt diesen Zu-
geständnissen nicht zufrieden. Sie drängten auf eine
sofortige Beendigung des maroden und korrupten pan-
chayat-Systems - und sle hatten die Massen auf ihrer
Seite. Spontan blldeten sich am 6. April Demonstra-
tionszüge in alLen Landesteilen. Im Laufe de9 Tages
versarmelten sich etwa 5oo.ooo Menschen vor dem Kö-
nigspalast. Abermals richtete die polizei, diesmal mit
Unterstützung der Armee, ein Massaker an. Dle Angaben
über die ZahI der Toten schwanken zwlschen 5 und 3oo,
darunter sind auch mehrere Ausländer gewesen. Die
Regierung verhängte eine totale Ausgangssperre, Lrn
eine trügerische Ruhe herbeizuführen. Am späten Abend
des 8. April entschloß sich König Birendra dann end_
Iich zu einem größeren Zugeständnis: polit ische par-
teien wurden nach fast 3o jährigem Verbot wieder
zugelassen. Sie waren iach dem Staatsstreich von König
llahendra, dem Vater des heutigen Könlgs, am 5.1.1961,
verboten worden. Die Demokratiebewegung forderte
jedoch auch weiterhin die Abschaffung des panchayat-
Systems, die Bildung einer Ubergangsregierung mit
Vertretern der polit ischen parteien, die Ausarbeitung
einer neuen Verfassung als Grundlage einer parlamenta-

rlschen Demokratie sonie die Beschneidung der Rechte
des Königs auf die eines konstitutionellen lbnarchen.

Räckblick
Lh die Reicfuelte dieser Forderungen voLl erfassen zu
können ist ein Rückblick notwendig. Der heutlge Staat
Nepal ist erst in der zweiten Hälfte des tg. Jahrhun-
derts von Prlthvinarayan Shah, dem Hemscher des klei-
nen Königrelchs Gorkha, und seiner Nachfolger durch
militärische Einigung entstanden. Zuvor existierten auf
dem Gebiet des heutigen l€pal etra 8o zum TeiI winzlge
Staatsgebilde, an deren Spitze jareils eln raJa (Köntg)
stand. Eine Verfassung gab es bis zu dieser Zelt nlcht.
Grundlagen von Staat und Verwaltung waren vieLmehr die
klassischen Hinduschriften, die sich auch sehr ausführ-
lich mit den weltlichen Bereichen des menschlichen Le-
bens auseinandersetzen. Sie dürfen aber nicht mit
westlichen Gesetzesbüchern verglichen werden, da sle
keine konkreten, allgemein gültigen und annendbaren
Vorschriften enthalten, sondern lediglich Richtl inien,
dle in Jedem Einzelfall einer individuelten Intetpre-
tatlon bedürfen, weLche von Schriftgel.ehrten aus der
Kaste der Erahmanen vorgenormen wird.

l{lchtlgste Grundlage der hinduistischen Lebensan-
schauung ist die VerwurzeLung in der Tradltion, d.h.
die Stellung und Aufgabe eines l€nschen sind an dle
Vergangenheit und das WeltalL gebunden und durch die
l.lngebung und Gemeinschaft bestirmt, in die er hineln_
geboren wird. Diese religiös-soziale Aufgabe und
Verpflichtung wird mit dem Begriff 'rdharmar bezetch_
net, ein lJort, welches in den neuindischen Sprachen
auch zur [.bersetzung unseres t{ortes "Religion" be-
nutzt wird, das aber in seiner Bedeutung wesentlich
umfassender ist. Dies bedeutet, daB Jeder l,lensch ei-
nen Jeweils individuellen persönlichen dharma (sva_
dharma) besitzt, der abhängig ist von selner Kaste,
selnem Famllienstand, seinem Geschlecht, seiner ge-
selLschaftlichen Stellung, seiner Unwe1t, der Zelt,
in der er lebt.

Von diesem dharma-Begriff unterscheiden die klassi_
schen hindulstischen Sanskritschriften den Begriff
'rartharr, ein Wort, das in den neuindischen Sorachen
für rrWirtschaft" oder "Llirtschaftswissenschaften"

steht, hier aber ganz allgemein die polltisch-welt_
liche Ordnung bezeichnet. Beide Be$iffe haben nach
hlnduistischer Vorstellung ihren Berührungspunkt in
der Gestalt des Königs, des raja. Dessen ganz beson_
dere rellgiös-soziale Pfl icht, sein "raJadharmail, ist
dle Ausübung, Lenkung und Uberwachung der politischen
Tätigkeiten, d.h. artha. In diesem Sinne ist der König
der Aufrechterhalter und Beschützer von dharma in
seinem Reich.

Zur Erfül.lung dieser Aufgabe kann der König die prin_
zipien des rajaniti anlrenden. trNititr steht heute all_
gemein für rtPolitlk", bedeutet aber im klassisch-hin-
duistlschen Sinne "gutes Benefmen oder Verhaltenil. Da-
bei stehen dem König sieben Mlttel (upaya) zur Verfü-
gung, aus deren Zusarrnensetzung man leicht erkennt,
daß hier lediglich der Erfolg zählt; Moral und Gewls-
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sen, dle als Grundpfeiler des raJadharma angesehen
werden können, werden beim raJanltl völlig außer acht
gelassen, Ja der König darf benußt dagegen verstoßen,
wenn es die Erfüllung seiner Aufgabe erfordert.

t{uliki ain - 'Bfrrgerliches Gesetzbuchl
Dieser klassisch-hinduistischen Grundprlnzipien muß
man sich bewußt sein, wenn man sich mit der Verfassung
|€pals, des "einzigen Hindukönigreichs der lJelt'r aus-
einandersetzen wlll. Der erste schriftlich fixierte
nepalische Gesetzeskodex war der muluki ain von König
9rrendra Bikram Shah aus dem Jahre 1g54, der aber
letztlich ein Uerk des Premiermtnisters Jang Bahadur
Rana, des Begründers der Rana-Autokratie, war. Der
mulukl ain existiert bis heute, von diversen i{nderun-
gen abgesehen, als elne Art Etürgerliches Cesetzbuch
l,lepals. Er stellte ein l.tovun 1n der nepalischen
Rechtsgeschichte dar, da erstmals die unterschiedli-
chen Anwendungskriterien des Hindurechts in der
Gesellschaft verbindlich niedergelegt wurden. Der
muluki ain sieht eine Aufteilung der nepalischen
Gesellschaft in eine besondere, von der klassisch_
indischen abweichende Form des hinduistlschen Kasten-
resens vor, in weLches auch die nicht-hlnduistischen
VöIkerschaften integriert sind. Die Eingruppierung
dleser ethnischen Gruppen ist abhängig dem Grad der
Ubernafme hinduistischer Anschauungen und praktiken,
d.h. vom Llnfang der Anpassung an die hinduistische
Lebensweise und die damit verbundene Aufwertung im
hinduistlschen Kastensystem und somit dem errelchten
Grad der Sanskritisierung.

Dle erste schrift l ich fixierte, Jedoch nie in Kraft
getretene Verfassung Nepals starmt vclrn 26. Januar 194g.
Dieser sogenannte rGoverrment of Nepal Act, 2oo4 v.s.',
wurde vom relativ gemäßigten Rana-premierminlster pad_
ma Shamsher verkündet, nachdem er aufgrund des zuneh_
menden Drucks demokratischer Bewegungen innerhalb und
außerhalb Nepals weitgehende Zugeständnlsse hatte ma-
chen müssen. Mit dieser Verfassung wollte er einen
gewissen Ausgleich zwischen der harten, orthodoxen
Linie der Rana-Politik und dem erwachten Demokratiebe-
wußtsein weiter Kreise der nepalischen BevöIkerung in
Indien und l€pal schaffen.

Ende des Bana Begimes
Interessant ist, daß die erste nepalische Verfassung
zahlreiche Elemente enthielt, die sich auch in der
heute noch gültigen Panchayat-Verfassung wiederfinden.
Die Verfassung von 1948 beinhaltete kaum demokratische
Aspekte. Allenfalls fanden einige demokratische Be-
griffe Eingang in dieses Gesetzeswerk, doch waren sie
öeniegend eine Fassade, hinter der sich die alte
Feudalgesellschaft des Landes verschanzte. Nach der
Beendigung des Rana-Regimes und der öffnung des Landes
im Jahre 195I konnte sich Nepal auch demokratischem
Gedankengut nicht mehr völlig verschließen. Dennoch
erstaunt es nicht, daß die Demokratisierung des Landes
nur sehr zögernd in Gang kam. Zu sehr domlnierten im
Lande noch die traditionellen Gesellschaftsstruktu-
ren, rrar das VoIk beruBt von Jegllcher Bildung fernge-
halten worden.

Damlt das Land allmäh}lch zu elner wlrklich deflokra-
tischen Reglerungsform hlngeführt rerden konnte,
brauchte d1e neue Reglerung elne Legltlmatlonsgrund-
lage für ihr pollttsches Fhndeln in Form einer Uber-
gangsverfassung, des rlnterln Goverrment of tlepal Act,
2007 v.s.', welcher in kürzester Zelt vcrn König pro-
mulgiert rurde und von daher keln demokratlsch ausge-
relftes Gesetzeswerk darstellen konnte. Die ln Artlket
58 festgeschriebenen Parlamentsnahlen nurden Jedoch
ständig hinausgezögert, während dle Jungen demokra-
tischen Parteien lbpals irmer wieder lhre sofortlge
Durchführung forderten. Seltens des Könlgshauses er-
folgte stets elne Absage mlt der Begründung, das ne-
palische VoLk sel noch nicht reif zur Erfassung poli-
tischer Prozesse. Gleichzeltig unternalmen die vcrn
Könlg eingesetzten Reglerungen aber auch so gut nle
nlchts, m diesen politischen ReifeprozeB zu fördern.
Ein besonderes Problem war, daß das nepallsche Könlg-
tum bestrebt war, seine mehr al.s einhundert Jahre lang
entbehrten absoluten Rechte eines Hlndmonarchen
zurückzuerlangen und zu slchern, wobei es sich der
Lhterstützung durch dle konservativ-tradltionel.Ie
Führungsschlcht des Landes sicher sein konnte. Selbst
$,enn man König Tribhuvan unterstellt, daß ilm sehr am
Uohl und an der Freiheit seiner lJntertanen gelegen nar,
so muß man itm dennoch vorrrerfen, daß er bei der hJahl
der Reglerungsverantwortlichen selne persönlichen In-
teressen denen des Volkes vorangestellt hat. So ent-
schied er sich irmer wieder für l',latrika Prasad Koirala
als Premlerminister, obgleich dieser nur eine relatlv
kleine Anhängerschaft hinter sich wußte. Auf Qer an-
deren Seite schloß König Tribhuvan bewußt B.P. lioirala
und seinen 'llepali Congressr von der Reglerung aus,
wenngleich diese Partei ln den fünfziger Jahren sicher-
Iich die einzige geresen wäre, die ein demokratlsches
Bewußtsein in l€pal hätte verbreiten und institutiona-
lisieren können.

Ein Problem, daß alle nepalischen Parteien in der da-
maligen Zeit betraf, war die große adninistrative un-
erfahrenheit quasi sämtllcher Parteipolitlker. In sehr
vielen Fällen standen auch hier - ähnlich wie bei Könlg
Tribhuvan - persönliche l,lachtinteressen lm Vordergrund.
Das nepalische Königtun war dabei in elner ungleich
günstigeren Ausgangslage als die Parteiführer. Der Kö-
nig konnte auf die jahrhundertealte Tradition des ne-
pal.ischen Königtums verweisen, welches seine Berechti-
gungsgrundlage in der althinduistischen VorsteJ.Iung
des sakralen Könlgtuns besaß. An der Beendigung der
Ranaherrschaft hatte König Tribhuvan durch seine Flucht
in die indische Botschaft entscheidenden Anteil. Bei
clen von Indien vermitteLten Verhandlungsrunden mit den
Ranas standen nicht die partelen, sondern in erster
Linie der König den Ranavertretern gegenüber. Es wurde
dabei ausdrücklich vereinbart, daß der König in seine
rechtlich angestarmte Funktion der Vor-Rana-Zeit zu_
rückkehren sollte. Mit diesem Ergebnls der Revolution
von l95o/5L wurde die Vormachtstellung des nepalischen
Königturms auch außenpoLitisch durch die lndische Re-
gierung bestätigt. Die partelpolit iker mußten zusehen,
wie sie in dieser ihnen vorgegebenen Situatlon ihre
demokratlschen Anbitionen und Ideale realisieren konn_
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Ab März nahmen die Proteste gegen das Königshaus zu (Foto: SAB)

ten. Es zeigte sich schon unter König Tribhuvan, daß
idealistisch eingestellte Polit iker wie B.P. Koirala
sehr rasch in Interessenkonflikt mit dem Königtum ge-
rieten. Die FoJ.ge war die Mißachtung des 'Nepali

Congressr durch den l"lonarchen. König Trlbhuvan er-
wählte sich mit M.P. Koirala zwar einen der bedeu-
tendsten Politiker der Nach-Rana-Zeit zu seinem beson-
deren Günstling, doch tat dieser wenig, was das Volk
der Demokratie und ersten al.Igemeinen l{ahlen näher-
gebracht hätte. Er sicherte sich seine Machtstellung,
indem er sich konform erk]ärte mit den Ambitionen und
Interessen des Königshauses und wahrte damit auch den
Fortbestand der alten Feudalordnung. Die Revolution
von l95ol5l verpuffte, ehe sie richtig begonnen hatte.
Das Land machte einen Rückschritt zur alten Struktur.
!{ar 1846 die Rana-Famille anstelle des Königshauses an
die Spltze der nepalischen Feudalhierarchie getreten,
so wurde dieser l{echsel Jetzt wieder rückgängig ge-
macht. Die Revolution hätte I95I durch tlefgre'ifende
soziale und wirtschaftliche Veränderungen fortgesetzt
werden müssen. Diese wurden jedoch durch die Personal-
politik König Tribhuvans bewußt unterbunden, da sie
auch die Stellung und Interessen des Königturns in ent-
scheidender Weise verändert hätten.

König lfahenüra
Mit l'lahendra kam 1955 ein sehr dynamischer Herrscher
auf den nepal.ischen Königsthron, durch den das nepa-
lische Königturn seine aLte absolute Stellung zurück
erhielt. Innen- und außenoolitisch führte er das Land
auf den Kurs, der ihm am besten schien und seinen
Interessen günstig war, ehe er wieder PoLitiker klel-
nerer Parteien mit der Regierung beauftragte. Auch er
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versuchte trotz des inmer stärker werdenden Drucks der
Parteien, die sich eines wachsenden Anhangs aus der
Bevölkerung erfreuten, Wahlen so lange wie möglich
hinauszuzögern. AIs sich König Mahendra dann endlich
zur Durchführung der Wahlen bereit erklärte, zeigten
sich die Parteien allgemein so beeindruckt, daß sie
sich auch damit abfanden, als der König 1959 dem Land
unmittelbar vor den Wahlen eine neue Verfassung ver-
paßte, mlt der die meisten Parteipolit iker in dieser
Form eigentlich nicht einverstanden u,aren.

lleue Verfassung
Bereits in der Präambel der Verfassung wurde d1e Bei-
behaltung der Stellung des Königs deutlich. Der König
verlieh dem Land die Verfassung "in Ausübung der sou-
veränen Macht des Königreichs Nepal und den mir ent-
sprechend der Tradition und den Sitten neines Landes
verliehenen Floheitsrechten, die von meinen erhabenen
und geachteten Vorvätern auf mich übergegangen sind."
Auffäll ig ist, daß in keinster Weise von der Einfüh-
rung eines demokratischen Systems die Rede ist, viel-
mehr spricht die Präambel von einer rrmonarchlschen"

Regierungsform. So durfte die Person des Königs nicht
ztrn Gegenstand von Diskussionen gemacht werden. Gemäß
Artikel 5l war die Gesetzgebung Aufgabe des Parlamen-
tes. Außerhalb der Sitzungsperioden konnte der König
jedoch jederzeit Verordnungen erJ.assen, weLche dann
vorübergehend den Status von Gesetzen annehmen konn-
ten. Darüber hinaus bedurften sämtLiche Gesetzes-
vorlagen der Zustinmung des Könlgs. Die Macht des
Königs auf Judikativem Gebiet zeigte sich beispiels-
weise in seinem Vorrecht, dle Rlchter nach seinem
Belieben zu ernennen und auch gegebenenfalls ihres

d



Antes zu entheben. Dle Arttkel 55 und 56 schließlleh
gaben dem König das Recht, bel l,lotständen die Verfas-
sung oder Teile derselben auBer Kraft zu setzen. Dles
galt insbesondere auch dann, wenn slch das parlamenta-
rische Regierungssystem als nlcht mehr funktlonsfähig
enreisen sollte. Dle Notstandsartikel der Verfassung
von 1959 waren für Könlg I,tahendra auch dle Rechts-
grundlage, auf die er sich am 15. Dezember 196o berief,
als er das parlamentarische System l{epals nach nur
eineinhalb Jahren mittels einer Art Staatsstreich von
oben wieder abschaffte und dem Land das bisher gelten-
de Panchayat-System verlieh.

Panchayat System
Das Panchayat-System und seine Verfassung sind seit
fast dreißig Jahren die Grundlage des nepalisclren
Staates. hlas den politischen TeiI der Verfassung aus-
macht, so ist dlese ganz auf dle person des nepali-
schen Königs zugeschnitten. Der panchayat (Rat der
Fünf) ist eln gemeinsames Erbe Indiens und lrGoals aus
der alten Hindu-Politik und bedeutet traditlonell die
Selbstverwaltung elnes Dorfes durch ein Komitee von
fünf Repräsentanten der Dorfgemeinschaft. Der pancha-
yat, der heute nicht mehr unbedingt aus fünf personen
bestehen muß, stellt einen wesentlichen Bestandteil
des indischen lokalen Selbstverwaltungssystems dar. Da
die neue nepalische Verfassung der Verwaltung ein Netz-
werk von Panchayats auf Dorf- bzw. Stadt-, Distrikt_,
Zonen- und Nationalebene zugrundelegt, wird sie auch
als Panchayat-Verfassung (panchayat Samvidhan) be-
zeichnet.

Panchayat Verfassung
Der Einleitungsteil der panchayat-Verfassung enthält
in den Artikeln 2 und 3 die Grundlagen des nepalischen
Staatsverständnisses. Danach ist Nepal ein ilunabhängi_
ges, unteilbares und souveränes monarchisches Hindu_
Königreich'r. Von einem demokratischen Staatswesen ist
keine Rede. Vielmehr wird in dreifacher t{eise das
Königtm als die nepalische Staatsform schlechthin
hervorgehoben. Die nepalische Nation (rastra) ist ildas
nepalische VoIk, welches sich durch ein gemeinsames
Streben auszeichnet und das durch das gemeinsame Band
cler untertanentreue gegenüber der Krone geeint ist,
unabhängig von Religion, Kaste oder Starmil. Hier er-
folgt die Verknüpfung und Identifizierung des nepali_
schen Volkes mit der Staatsform des Hindu-Königreichs.
In Anbetracht des Vielvölkerstaats wird die Institu_
tion des Königtums als der einlgende Faktor der nepa_
lischen Nation beschrieben. Dabei wird nach ethnozen_
trisch-hinduistischem lrleltbild vorausgesetzt, daB auch
die nicht-hinduistischen VöIkerschaften Neoals die
Person des Hindu-Königs in dieser Weise resoektieren.

TeiI I der Verfassung umreiBt in neun Artikel die
Grundpflichten und Rechte der nepallschen Bevölkerung.
Es darf als ein Aspekt höherer Gewichtung angesehen
werden, daß in Artikel 9 zunächst die Grundpflichten
der Bürger vorangestellt werden. Hier werden Hingebung
an die llation und Loyalität gegenüber dem Königreich,
personifiziert durch die person des Königs, als dle
wichtigsten Pflichten genannt. Jeder soll seine Rechte

unter Achtung der Gesetze nahrnefmen ohne dabel dle
Rechte anderer zu verl.etzen. An die Grundpflichten
schlleßen sich die Grundrechte des nepallschen Volkes
an.

Die am 16. Dezember L962 von König Mahendra verkündete
Verfassung erfuhr lm Laufe der Jahre drel Anderungen,
von denen zumlndest die beiden ersten vqn 27. Januar
1967 und 12. Dezember L975 d1e Grundstruktur des
Systems nlcht wesentlich beelnflußten. TeiI 4 der
Verfassung war ursprüngJ.ich mit rZieLvorstellungen
und Prinzipien der Sozlalpolitlk, ljberschrleben, was
jedoch L967 in'rWelsungsprlnzipien des panchayat-
Systems'r abgeändert wurde. Ziel des panchayat-
Systems soll es sein, 'rdas l{ohlergehen des Volkes
durch den Aufbau einer Gesellschaft, dle demokratisch,
gerecht, dynamlsch und frei von Ausbeutung ist, zu
fördern, indem eine Harmonle der Interessen unter-
schiedlicher Kl.assen und Berufe... herbeiqeführt wird".

Ziele
Als politlsches ZleI wird dle i.bbllisierung der na_
tionalen Kräfte und Ressourcen angestrebt. Auf diese
Welse soII eine Gesellschaft, in der das VoIk auf
allen Ebenen der Verwaltung so repräsentativ wie
mögJ.lch eingebunden ist und ein Benußtsein der öffent_
lichkeit für politische Angelegenheiten geschaffen
werden. Dieses polltische Ziel des panchayat-systems
soll durch eine zunehmende Dezentralisierung errelcht
werden. Dle blirklichkeit sleht Jedoch ganz anders
aus. Das Panchayat-Systern ist bis heute extrem zentra_
Iistisch aufgebaut.

Als soziales ZieI wird dle Schaffung einer harmoni_
schen Gesellschaftsstruktur hervorgehoben, die auf den
traditionellen moralischen Werten aufbaut. Besondere
Berücksichtigung findet dabei der Erhalt der nationa_
Ien Einheit, aLs deren Grundlage das bestehende gegen_
seitlge Toleranzdenken bezügJ.ich kultureller und tra_
ditioneller Werte Nepals gepriesen nird. Diese l{erte
werden lm Hindu-Königreich f,lepal mit den Hindtuerten
identifiziert. LIn dies zu erkennen, braucht man nur
einen Blick in die Schulbücher zu werfen. Der ToIe_
ranzgedanke äußert sich im Grad der tkrterordnung und
folglichen Einstufung lm Gesellschaftsgefüge, wie es
im muluki ain definiert ist. Ttotz gegenteil iger Aus_
sagen sind weiterhin die Ethnien, aber auch die Hin_
dufrauen Randgruppen in einer von Männern dominierten
Hinduwelt der Brahmanen und Chetrl.

ALs wirtschaftliches Ziel des panchayat-Systems wird
eine möglichst breite Volksbeteiligung am wirtschaft_
Iichen Aufschwung des Landes angestrebt. Als besonders
vorrangig wird hlerbei der Schutz des privaten thter_
nefmertuns genannt. ALs Grundlage von Industrie_ und
Handelspolitik soll ein Genossenschaftsnesen geschaf_
fen werden, un das private unternehmertun zu fördern.
An der Besitzstruktur hat sich seit der Ranazelt Je_
doch kaum etwas verändert. Es sind weiterhin die kon_
servativen Feudalschlchten, dle den Rest der Bevöl_
kerung wirtschaftllch und potitisch ausbeuten.
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Die Entwicklungs- und außenpolitischen ZieLe fanden
erst mit der dritten Verfassungsänderung Eingang in
die nepalische Verfassung. Das Entnlcklungsziel ist
eine Beschleunigung der wirtschaftlichen Entwicklung
des Landes, ln eine Deckung der Grundbedürfnisse der
Iändlichen BevöIkerung ln allen Landesteilen zu er-
reichen. Damit fand das Schlagnort der Grundbedürf-
nisstrategie, welches die nepalische Entwicklungs-
polit ik mit dem Zieljahr 2ooo seit den achtziger Jah-
ren beherrscht, Eingang in die Verfassung. In Anbe-
tracht der nach wie vor rasch wachsenden BevöIkerung,

Proteste aus Anlaß des l.rleLt-lr,lenschenrechts-Tages in
Kathmandu. Auf dem Foto auch Dr. Shrestha, neuer
Gesundheitsminister (dritter von rechts, Foto: SAB)

der zunehmenden Dezimierung der WäIder, welche durch
unnötige Wirtschaftsquerelen mit Indien noch ver-
stärkt wurde, und den damit verbundenen ständigen
Verlust an fruchtbarem Ackerland infolge von Erosion
bleibt die Parole der Grundbedürfnisdeckung wohl ein
Wunschtraum. 0hne einen fundamentalen Gesellschafts-
wandel werden die Massen der Armen in Nepal immer
größere Probleme haben, ihren Grundbedarf zu decken.

Außenpolit isches Ziel des Panchayat-Systems ist das
Bemühen r..rn eine Anerkennung l\lepals als elne interna-
tionale Friedenszone (Zone of peace) unter Berück-
sichtigung der Grundwerte der Vereinten Nationen und
der Prinzipien der Blockfreiheit. Dieses Bestreben
l€pals ist der Versuch, die Unabhängigkeit zwischen
den beiden großen Nachbarstaaten Indien und China
auf Dauer zu sichern. Die größte Gefahr geht zwei-
feLsohne vorn südlichen l.lachbarn Indien aus, von dem
Nepal als Binnenl.and völllg abhängig ist. Eine größere
Annäherung Nepals an das totalitäre Ctrlna - einen an-
cleren Nachbarn gibt es ja nicht - wurde vor einem Jahr
von Indiens ehemal.igem Premier Rajlv Gandhi mit einer
Wirtschaftsblockade beantwortet, unter der das nepali-
sche Volk und die unwelt sehr zu leiden hatten. Nach
fast einem Jahr sah sich dle nepallsche Regierung ge-
nötlgt, den indlschen Forderungen quasi in al.len
Punkten nachzugeben (siehe auch Südasien, 5-6/g9 und
7/89).

Srldasien 4-5190

Vierstufiges Gerüst
Das nepalische Panchayat-System basiert auf dem vier-
stufigen Gerüst einer Art Rätedemokratie, wobei die
Vertreter der Jeweils höheren Ebene von denen der nie-
drigeren aus deren Reihen gewählt werden. Lediglich
die Vertreter der untersten Stufe, der Dorf- und Stadt-
Panchayats, werden vom Volk gewäh1t; selt der dritten
Verfassungsänderung vom 15. Dezember l98o gilt dies
auch für die Abgeordneten des National-Panchayats,
des nepallschen Parlaments. Der Begriff rrPanchayat'i

wird in Nepal in zweierlei Bedeutung benutzt. Einer-
seits bezeichnet der Panchayat ein bestirmtes Verwal-
tungsgebiet, in welches das Land unterteilt ist. So
gibt es in Nepal 75 Distrikt-Panchayats (j i l Ia pan-
chayat), ca. ]o Stadt-Panchayats (nagar panchayat) und
mehr als 4ooo Dorf-Panchayats (gaun panchayat). Für
die Einstufung al.s Stadt ist die BevöIkerungszahl
maßgeblich. Alle Verwaltungseinheiten auf unterster
Ebene mit mehr als 9ooo Einwohnern werden als Stadt-
Panchayats geführt. Bei den Dorf-Panchayats handett
es sich nicht um Dörfer im eigentlichen Sinne, son-
dern um Verwaltungseinheiten, in denen meilrere benach-
barte Därfer und lleiler zusarmengefaßt werden. Auf der
anderen Seite bezeichnet aber das l{ort 'rPanchayat"

auch den Rat als die gewählte BevöJ.kerungsvertretu4g

auf der jeweiligen poJ,itischen Ebene des Systems.

Auf der nationalen Ebene gibt es als Parlament einen
National-Panchayat (rastriya panchayat), von dessen
140 MitgJ.iedern lI2 für einen Zeitram von fünf Jahren
direkt vom Volk gewählt werden. 28 weitere Abgeordnete
werden vom König nominiert. Die Kandidaten müssen einen
Eid vor der !{ahlkormisslon ablegen und sollen Mitglleder
einer der sechs Klassenorganisationen (Bauern, Jugend-
liche, Erwachsene, Frauen, Arbeiter, ehemalige Solda-
ten)  sein.

Auch wenn alle diese Institutionen bisweilen demokra-
tisch angehaucht erscheinen, so sind sie doch nichts
anderes als eine Fassade, hinter der die absolute
Macht des nepalischen Hindukönigs gewahrt wird. Der
alles entscheidende Artikel" der nepalischen Panchayat-
Verfassung, Artikel 20 (2), besagt: 'rDie Souveränität
Nepals beruht in der Person des Königs und alle llacht,
exekutiv, Iegislativ und judikativ gehen von ihm aus."
Und in Ergänzung dazu steht noch Artikel 24 (I): rrDie

exekutive l"tacht tlepals . . . . wird von Seiner I'ilajestät
direkt oder durch Minister oder il'rn untergebene Beamte
ausgeübt." Hier versteht man, weshalb sich das Volk so
vehement für eine Demokratisierung eingesetzt hat. Die
Passagen der Verfassung verdeutlichen auch, wer die
brutale und menschenverachtende Vorgehbnsweise der
nepa).lschen Regierung in den letzten lrlochen zu verant-
worten hat.

Karl Heinz Krämer
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